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des § 23 Abs. 2 und des § 24 der Staatsſchuldenordnung vom 12. März 1924, S. 191. 


(Ne. 12811.) Verordnung zur Ausführung der Dritten Steuernotverordnung des Reichs (Preußiſche 
Steuernotverordnung). Vom 1. April 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


. Abſchnitt. 


Hauszinsſteuer. 
Zur Durchführung des Geldentwertungsausgleichs wird im Zuſammenhange mit der Regelung des 
Mietweſens von den in Preußen belegenen bebauten Grundſtücken, die nicht dauernd land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
lichen oder gärtneriſchen Zwecken zu dienen beſtimmt find, vom 1. April 1924 ab eine beſondere Steuer 
(Gauszinsſteuer) erhoben, die zur Förderung der Neubautätigkeit und zur Deckung der durch die Dritte 
Steuernotverordnung des Reichs notwendig gewordenen Ausgaben, insbeſondere für Aufgaben der Wohlfahrts⸗ 
pflege ($ 42 der Dritten Steuernotverordnung), verwendet werden fol. 
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() Die Steuer beträgt 400 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) und feiner Abänderungen veranlagten vorläufigen Steuer vom Grundvermögen. 

(2) Die Hälfte des Aufkommens iſt für die Neubautätigkeit zu verwenden, je ein Viertel fließt dem 
Lande und den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zur Deckung der übrigen in dem § 1 genannten Ausgaben zu. 

(3) Bei Grundſtücken, die am 1. Juli 1914 mit dinglichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit nicht 
mehr als 20 vom Hundert des Wertes belaſtet waren, iſt die Steuer auf Antrag um ein Viertel herabzuſetzen. Iſt 
das Gebäude erſt nach dem 1. Juli 1914 fertiggeſtellt worden, fo tritt an Stelle dieſes Tages der Zeitpunkt 
der Fertigſtellung. i 
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§ 3. 

(1) Die Steuer vermindert ſich auf Antrag um die laufende Geldverpflichtung, die ſich ergibt aus einer 
am 13. Februar 1924 auf dem Grundſtücke ruhenden privatrechtlichen wertbeſtändigen Laſt gemäß der Reichs⸗ 
verordnung über die Eintragung von Hypotheken in ausländiſcher Währung vom 13. Februar 1920 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 231) oder dem Reichsgeſetz über wertbeſtändige Hypotheken vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 407) oder aus einer zum gleichen Zeitpunkt auf dem Grundſtücke ruhenden Reallaſt, bei der die in Geld 
zu entrichtende wiederkehrende Leiſtung nach einem wertbeſtändigen Maßſtabe im Sinne des genannten Reichs⸗ 
geſetzes beſtimmt iſt. 2 5 ; 

(2) Entſprechendes gilt für laufende Geldverpflichtungen aus einer auf Grund des Reichsgeſetzes über das 
Zuſatzabkommen vom 6. Dezember 1920 zwifchen dem Deutſchen Reiche und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 
betreffend ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland und gewiſſe Arten von Frankenforderungen an deutſche 


Schuldner, vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. IT S. 284) aus der Umwandlung einer ſchweizeriſchen Gold ö 


hypothek entſtandenen Frankengrundſchuld. Zu den laufenden Geldverpflichtungen gehören auch Rücklagen, 

die zur Abtragung der Frankengrundſchuld angeſammelt werden. Der Finanzminiſter beſtimmt, bis zu welcher 

Höhe Rücklagen als angemeſſen anzuſehen ſind. i Ä 

Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1281112813.) a a ; 2 wa 34 N 
Ausgegeben zu Berlin den 2. April 1924. 8 


e 
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f 8. 4. 5 f a 

Die Steuer vermindert ſich auf Antrag um die laufende Geldverpflichtung, die ſich daraus ergibt, daß 

eine auf dem Grundſtücke ruhende nicht wertbeſtändige Laſt nach den Vorſchriften des Artikels ! der Dritten 

Steuernotverordnung des Reichs aufgewertet wird. Dabei bleibt eine über 15 vom Hundert des Goldmarkbetrags 

hinausgehende Aufwertung außer Betracht. Die laufende Geldverpflichtung wird nur inſoweit berückſichtigt, 
als ihre Erfüllung nach § 5 der Dritten Steuernotverordnung des Reichs verlangt werden kann. 


8 55 

(1) Der Jahresbetrag der nach den SS 3 und 4 dieſer Verordnung zu berückſichtigenden laufenden Geld⸗ 
verpflichtungen wird nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters auf die monatlich zu entrichtenden Steuer⸗ 
beträge gleichmäßig verteilt. 

(2) Bei Geſamthypotheken ($ 1132 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) find die Minderungen gemäß §8 3 
und 4 auf die einzelnen Grundſtücke nach dem Verhältniſſe des ungeminderten Steuerbetrags zu verteilen. 
$ 6. 

(1) Neubauten und durch Um- oder Einbauten neu geſchaffene Gebäudeteile find von der Steuer befreit, 
wenn der Bau nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden iſt. 

(2) Die näheren Vorſchriften über die Beſteuerung der mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln aus⸗ 
geführten Neu-, Um- und Einbauten und die Belaſtung der mit derartigen Neubauten beſetzten Grundſtücke 
mit einer Grundſchuld gemäß § 29 der Dritten Steuernotverordnung des Reichs werden von den zuſtändigen 
Miniſtern getroffen. Dieſe Vorſchriften ſind dem Landtage vorzulegen und auf ſein Verlangen abzuändern 
oder außer Kraft zu ſetzen. 8 7 


(1) Die Vorſchriften des § 2 Abſ. 3, der SS 3 bis 14, des § 15 Abſ. 1 und der 88 16, 17 und 20 
des Geſetzes über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 29) in der Faſſung der Verordnung vom 22. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 478) und des 
Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) finden auf die Hauszinsſteuer ſinngemäß Anwendung. 

(2) Die Steuerausſchüſſe und die Berufungsausſchüſſe für die Steuer vom Grundvermögen ſind auch 
im Veranlagungs- und Rechtsmittelverfahren für die Hauszinsſteuer zuſtändig. 

(3) Eines beſonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die Hauszinsſteuer bedarf es nicht. Der 15. April 1924 
gilt als Tag der Zuftellung des Veranlagungsbeſcheids im Sinne des § 231 der Reichsabgabenordnung. 
Wird dem Steuerpflichtigen ein Veranlagungsbeſcheid mitgeteilt, ſo beginnt die Friſt zur Einlegung des 
Einſpruchs erſt mit Ablauf des Tages der Mitteilung. 

(4) Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur Hauszinsſteuer dürfen nicht damit begründet werden, daß die 
zugrunde gelegte vorläufige Steuer vom Grundvermögen unrichtig veranlagt fei. 


88. 
(1) Anträge gemäß § 2 Abf. 3 und den §§ 3 und 4 dieſer Verordnung find beim Vorſitzenden des 


Steuerausſchuſſes anzubringen. Gegen ſeine Entſcheidung finden die gleichen Rechtsmittel wie gegen die 
Veranlagung ſtatt. 


(2) Der Finanzminiſter kann für die Anbringung der Anträge Friſten vorſchreiben. 


f $ 9. 
Die Erhebung der Steuern gemäß den §§ 1 bis 8 diefer Verordnung endet mit dem im § 32 Abf. 1 der 
Dritten Steuernotverordnung des Reichs angegebenen Zeitpunkte. 


II. Abſchnitt. 
Finanzausgleich. 
$ 10. 
Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze vom 30. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 487) 
wird wie folgt geändert: 


1. Im $ 1 werden hinter die Worte „vom 23. Juni. 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 494)“ die Worte „in 
der Faſſung der Dritten Steuernotverordnung“ eingeſchaltet; die Zahl „55“ wird durch die Zahl „50 / exfegt. 


— 
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2. Hinter § 1 wird folgender § la eingeſchaltet: ; 
Von dem nach $ 38 des Finanzausgleichsgeſetzes in der Faſſung der Dritten Steuernot- 


verordnung dem Lande zuſtehenden Anteil an der Umſatzſteuer erhalten die Gemeinden und Land⸗ 


kreiſe drei Fünftel (Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer). 


3. Im § werden hinter das Wort „Finanzausgleichsgeſetzes“ die Worte „in der Faſſung der Dritten 


Steuernotverordnung“ eingefügt. 
4. Im 8 6 wird die Zahl „55“ durch „50“ und die Zahl „48“ durch „44¼ die Zahl 73 ½ “ durch „3“erſetzt. 
5. Im §7 werden die Worte „Als Anteil an der Umſatzſteuer erhalten die Gemeinden“ durch die Worte 
„Von den im § 1a feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer erhalten die Gemeinden (Gutsbezirke) “ erſetzt. 
6. Hinter § 21 wird folgender $ 21a eingefügt: 5 
Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden ermächtigt, vom 1. Mai 1924 ab für 
das Rechnungsjahr 1924 ein Drittel des dem Lande überwieſenen Aufkommens an Kraftfahr⸗ 
zeugſteuer der Rheinprovinz, der Provinz Weſtfalen und dem Bezirksverbande des Regierungs⸗ 
bezirkes Wiesbaden für beſondere Zwecke des Wegebaues und der Wegeunterhaltung zu überweiſen. 
7. Der § 33 wird mit Wirkung vom 1. April 1924 ab aufgehoben. 


i i § 11. d 

(2) Der zur Förderung der Neubautätigkeit beſtimmte Teil der Hauszinsſteuer ($ 2 Abſ. 2) fällt zu 
einem Viertel dem Staate, zu drei Vierteln nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens den Stadt- und Land- 
kreiſen zu. Der Regierungspräſident und im Bereiche des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk der Verbands⸗ 
präſident kann auf Antrag beſtimmen, daß kreisangehörige Städte, Amter und Landbürgermeiſtereien mit 
mehr als 10 000 Einwohnern im Umfang ihres örllichen Aufkommens an die Stelle der Landkreiſe treten. 
Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, Richtlinien für die Verwendung des zur Förderung der Neubau⸗ 
tätigkeit beſtimmten Teiles der Hauszinsſteuer zu erlaſſen. 

(2) Gemeinden und Gemeindeverbände, die die ihnen nach Abs. 1 zufließenden Beträge nicht innerhalb 
einer von der Kommunalaufſichtsbehörde zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt zur Förderung der Neubau⸗ 
tätigkeit verwenden, haben die nichtverwendeten Beträge an den Staat zur Verſtärkung der ihm für den 
genannten Zweck zur Verfügung ſtehenden Mittel abzuführen. 

§ 12. 

Von dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer ($ 2 Abf. 2) erhalten die Stadt- und Landkreiſe die 
eine Hälfte nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens. Die andere Hälfte wird, ſoweit ſie in den Landkreiſen 
aufkommt, auf dieſe nach dem Maßſtabe der Bevölkerungszahl, ſoweit ſie in den Stadtkreiſen aufkommt, auf 
dieſe nach dem Maßſtabe der veredelten Bevölkerungszahl (§ 10 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Finanzausgleichsgeſetze) verteilt. 9813 


8 
Inwieweit die Landkreiſe an ihrem Anteile die Gemeinden (Gutsbezirke, engeren Gemeindeverbände) zu 
beteiligen haben, die ſelbſt Bezirksfürſorgeverbände ſind oder den Fürſorgeaufwand ganz oder zum Teil ſelbſt 
zu tragen haben, beſtimmen die zuſtändigen Miniſter nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften zur Ausführung 
der Reichsverordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924. 
III. Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
14 


Die Vorſchriften des § 10 treten mit dem 1. Februar 1924, die der SS 11 bis 13 mit dem 1. April 192 
in Kraft. 


815. 
Die Ausführung dieſer Verordnung liegt den Miniſtern der Finanzen und des Innern ob. 
Berlin, den 1. April 1924. f ö 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Severing. v. Richter. 
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Ar. 12812.) Verordnung zur Anderung des Geſetzes über die Handelskammern. Vom 1. April 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Ubereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 5 5 “if 
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24 Bebuar 1870 (ceeſetzſamml. 1897 S. 343) wird wie folgt ab⸗ 


! 8 . 2 — 8 af N ORT 
Das Geſetz über die Handelskammern vom 19. August 1897 
geändert: 


§ 2 erhält zwei neue Abſätze. Artikel I. 55 

(3) Die Abgrenzung der Bezirke der Handelskammern ſowie die Auflöſung und die Zuſammen⸗ 
legung beſtehender Kammern erfolgt nach Anhörung der beteiligten Kammern durch Anordnung des 
Miniſters für Handel und Gewerbe. Hierbei ſollen die wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit und 
die Eigenart des Bezirkes, die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit der beitragspflichtigen Firmen und das 
notwendige Streben nach Koſtenerſparnis Berückſichtigung finden. 

(4) Benachbarte Handelskammern können mit Genehmigung des Miniſters für Handel und 
Gewerbe zur gemeinſamen und ausſchließlichen Erfüllung beſtimmter Aufgaben einen Zweckverband 
bilden. Der Miniſter für Handel und Gewerbe kann die Bildung eines ſolchen Zweckverbandes 
anordnen, wenn mindeſtens die Hälfte der beteiligten Kammern zuſtimmt und wenn die zuſtim⸗ 
menden Kammern mehr als die Hälfte der Geſamtzahl der eingetragenen Firmen ſämtlicher betei⸗ 
ligten Kammern umfaſſen. Der Zweckverband iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Über 
die Aufgaben des Zweckverbandes, ſeine Organe und ihre Beſetzung ſowie über die Deckung 
ſeiner Koſten trifft eine Satzung Beſtimmung, die der Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe unterliegt. Solange eine Kammer einem Zweckverband angehört, darf ſie ohne 
ihre Zuſtimmung nicht aufgelöft, anderweitig abgegrenzt oder mit einer anderen Kammer zu⸗ 
ſammengelegt werden. Der Zweckverband muß aufgelöſt werden, wenn es mindeſtens die Hälfte 
der beteiligten Kammern verlangt oder wenn die es verlangenden Kammern mehr als die Hälfte 
der eingetragenen Firmen ſämtlicher beteiligten Kammern umfaſſen. ; 


Artikel I. 


Artikel II. 
Im 8 5 Abf. 2 Jjffer 2 fallen die Eingangsworte „für Perſonen weiblichen Geſchlechts“ fort. 
Artikel IV. 

Das Wort „Handelskammer“ wird in der Überſchrift des Geſetzes und überall da, wo es im Geſetze 

ſelbſt vorkommt, durch die Worte „Induſtrie- und Handelskammer“ erſetzt. 
N Artikel V. : 

Dieſe Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Ihre Ausführung liegt 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe ob. 2 

Berlin, den 1. April 1924. 


SA fällt fort. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Siering. 


(Nr. 12813.) Verordnung über das Inkrafttreten des § 23 Abi. 2 und des § 24 der Staatsſchulden⸗ 
0 ordnung vom 12. März 1924 (Gefebfamml. S. 132). Vom 31. März 1924. 
Auf Grund des § 31 der Staatsſchuldenordnung vom 12. März 1924 (Geſetzſamml. S. 132) beſtimme ich, 
daß der § 23 Abſ. 2 und der § 24 dieſer Verordnung mit dem 1. April 1924 in Kraft treten. 
Berlin, den 31. März 1924. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
v. Richter. n 
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